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Rufbereitschaft des Straßenbaulastträgers bei Unwetterlagen – Rechtslage in den Bundesländern 
Stand: 07/2018 

 

Bundesland Rechtsgrundlage Bewertung 

 http://www.saarheim.de/Gesetze_Laender/strg_laender.htm  

 
 

Bund § 3 Bundesfernstraßengesetz(FStrG) regelt die Straßenbaulast. 

§ 5 FStrG definiert die Träger der Straßenbaulast. 

 

§ 3 FStrG lautet: 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der 

Bundesfernstraßen zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Stra-

ßenbaulast haben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Bundesfernstraßen in 

einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand zu 

bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder sonst zu verbessern; dabei sind 

die sonstigen öffentlichen Belange einschließlich des Umweltschutzes so-

wie behinderter und anderer Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung 

mit dem Ziel, möglichst weitreichende Barrierefreiheit zu erreichen, zu 

berücksichtigen. 

(2) Soweit die Träger der Straßenbaulast unter Berücksichtigung ihrer Leis-

tungsfähigkeit zur Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 

außerstande sind, haben sie auf einen nicht verkehrssicheren Zustand 

durch Verkehrszeichen hinzuweisen. Diese hat die Straßenbaubehörde 

vorbehaltlich anderweitiger Maßnahmen der Straßenverkehrsbehörde auf-

zustellen. 

(3) Die Träger der Straßenbaulast sollen nach besten Kräften über die ihnen 

nach Absatz 1 obliegenden Aufgaben hinaus die Bundesfernstraßen bei 

Schnee- und Eisglätte räumen und streuen. Landesrechtliche Vorschriften 

über die Pflichten Dritter zum Schneeräumen und Streuen sowie zur poli-

zeimäßigen Reinigung bleiben unberührt. 

 

Diese Formulierung wurde weitestgehend in den Straßengesetzen der Bun-

desländer übernommen, wie die nachfolgende Beispiele belegen. 

 

 

 

 

 

Baden-Württem-

berg 

§ 9 des Straßengesetzes für Baden-Württemberg regelt die Straßenbaulast. 
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Bayern Art. 9 des Bayerischen Straßen- u. Wegegesetzes definiert die Straßenbaulast. 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der 

Straße zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast ha-

ben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Straßen in einem dem gewöhnlichen 

Verkehrsbedürfnis und den Erfordernissen der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung genügenden Zustand zu bauen und zu unterhalten. Soweit sie 

hierzu unter Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit außerstande sind, 

haben sie auf den nicht verkehrssicheren Zustand vorbehaltlich anderwei-

tiger Maßnahmen der Straßenverkehrsbehörden durch Verkehrszeichen 

hinzuweisen. […] 

In Bayern hält der zuständige Landesbetrieb für Straßenbau 

zur Gefahrenabwehr (auf Landesstraßen) einen Bereitschafts-

dienst vor. Eine Differenzierung zwischen Un-/Vorhersehbar-

keit der Gefahr / Unwetterlage erfolgt dabei nicht. 

Bislang hat sich der Freistaat Bayern nicht so geäußert wie 

das Land Sachsen-Anhalt. 

 

Berlin § 7 des Berliner Straßengesetzes regelt die Straßenbaulast. Als Stadtstaat andere Organisations- und Verwaltungsstruk-

turen und daher nicht mit Flächenland vergleichbar. 

 

Brandenburg § 9 des Brandenburgischen Straßengesetzes regelt die Straßenbaulast 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der 

Straßen zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast 

haben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Straßen in einem den regelmäßi-

gen Verkehrsbedürfnissen genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, 

zu erweitern, umzugestalten oder sonst zu verbessern. […] 

In Brandenburg wurde diese Frage der Zuständigkeit un-

längst aus zwei Blickwinkeln diskutiert. Einmal wegen Öl 

auf der Fahrbahn und zum anderen wegen der Starkregener-

eignisse des letzten Jahres. Dabei war einhellige Meinung 

(Innenministerium, Landtag, Feuerwehr, Landesbetrieb Stra-

ßenwesen), dass aus der Verkehrssicherungspflicht des Stra-

ßenbaulastträgers keine Pflicht zur Rufbereitschaft gezogen 

werden kann, weil die unmittelbare Gefahrenabwehr durch 

Sofortmaßnahmen Feuerwehr und Polizei obliege. 

 

Bremen § 10 des Bremischen Straßengesetzes regelt die Straßenbaulast. Als Stadtstaat andere Organisations- und Verwaltungsstruk-

turen und daher nicht mit Flächenland vergleichbar. 

 

Hamburg § 13 Hamburgisches Wegegesetz regelt den Umfang der Wegebaulast. 

 

Als Stadtstaat andere Organisations- und Verwaltungsstruk-

turen und daher nicht mit Flächenland vergleichbar. 

 

Hessen § 9 des Hessischen Straßengesetzes regelt die Straßenbaulast. 

 

 

Mecklenburg-

Vorpommern 

§ 11 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

regelt die Straßenbaulast. 

 

 

Niedersachsen § 9 des Niedersächsischen Straßengesetzes regelt die Straßenbaulast: 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der 

Straßen zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast 

haben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Straßen so zu bauen, zu unterhal-

ten, zu erweitern oder sonst zu verbessern, dass sie dem regelmäßigen 

In Niedersachsen hält der zuständige Landesbetrieb für Stra-

ßenbau zur Gefahrenabwehr (auf Landesstraßen) eine Rufbe-

reitschaft vor. Eine Differenzierung zwischen Un-/Vorher-

sehbarkeit der Gefahr / Unwetterlage erfolgt dabei nicht. 
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Verkehrsbedürfnis genügen. Soweit sie hierzu außerstande sind, haben die 

Straßenbaubehörden auf den nicht verkehrssicheren Zustand, vorbehalt-

lich anderer Anordnungen der Straßenverkehrsbehörden, durch Verkehrs-

zeichen hinzuweisen. [...] 

 

Nach § 10 Abs. 2 NStrG haben die Träger der Straßenbaulast dafür einzu-

stehen, dass ihre Bauten technisch allen Anforderungen der Sicherheit und 

Ordnung genügen. 

 

Nordrhein-West-

falen 

§ 9 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen regelt 

die Straßenbaulast. 

 

 

Rheinland-Pfalz § 11 des Landesstraßengesetzes des Landes Rheinland-Pfalz regelt den Um-

fang der Straßenbaulast. 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle den Bau, die Unterhaltung, die Erneue-

rung oder die Wiederherstellung der Straße betreffenden Aufgaben. Im 

Falle der Zerstörung der Straße, auch durch höhere Gewalt, umfasst die 

Straßenbaulast die Beseitigung der Trümmer sowie die Erneuerung oder 

Wiederherstellung der Straße. Der Träger der Straßenbaulast hat die 

Straße nach seiner Leistungsfähigkeit in einem dem regelmäßigen Ver-

kehrsbedürfnis genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erwei-

tern oder sonst zu verbessern. Soweit er hierzu nach seiner Leistungsfä-

higkeit außerstande ist, hat er auf einen nicht verkehrssicheren Zustand 

durch Warnzeichen hinzuweisen, soweit nicht bereits nach der Straßen-

verkehrsordnung Maßnahmen getroffen werden. […] 

In Rheinland-Pfalz besteht – unstreitig – eine Pflicht der Stra-

ßenbaubehörde eine dauerhafte Rufbereitschaft vorzuhalten. 

Die Regelung in § 48 Abs. 1 und 2 StrG RP stellt eine spezi-

algesetzlich geregelte Verkehrssicherungspflicht der Straßen-

baubehörde für die außerhalb der geschlossenen Ortslage ge-

legene Teile der öffentlichen Straßen einschließlich Bundes-

fernstraßen als Amtspflicht in Ausübung öffentlicher Gewalt 

dar, welche i.d.R. nach § 1 Abs. 2 Brand/KatSchG RP eine 

Zuständigkeit der Feuerwehr ausschließen. Eine ausnahms-

weise Zuständigkeit der Feuerwehr für Straßen außerhalb der 

geschlossenen Ortslage kommt nur dann einmal in Betracht, 

wenn die zuständige Straßenbaubehörde trotz ständiger Ruf-

bereitschaft nicht erreichbar ist.  

(VG Mainz, Urteil vom 25.10.2007 – 1 K 35/07.MZ) 

 

Saarland § 9 Saarländisches Straßengesetz (SStrG) regelt die Straßenbaulast: 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der 

Straße zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast ha-

ben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Straßen in einem dem gewöhnlichen 

Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu er-

weitern oder sonst zu verbessern. Soweit sie hierzu unter Berücksichti-

gung ihrer Leistungsfähigkeit außerstande sind, haben sie auf den nicht 

verkehrssicheren Zustand durch Verkehrszeichen hinzuweisen. Diese 

Verkehrszeichen hat die Straßenbaubehörde vorbehaltlich anderweitiger 

Maßnahmen der Straßenverkehrsbehörde aufzustellen. […] 

 

 

Im Saarland hält der zuständige Landesbetrieb für Straßenbau 

ganzjährig eine Rufbereitschaft vor, um sowohl vorherseh-

bare als auch unvorhersehbare Gefahren auf den Landstraßen, 

d.h. auf den in der Baulastträgerschaft des Landes stehenden 

Straßen) abwehren zu können. Größere Schwierigkeiten 

scheint es hier nicht zu geben. 
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Sachsen § 9 des Sächsischen Straßengesetzes regelt die Straßenbaulast. 

 

 

Sachsen-Anhalt § 9 des Straßengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (StrG LSA) lautet: 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der 

Straßen zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast ha-

ben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Straßen in einem dem regelmäßigen 

Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erwei-

tern oder sonst zu verbessern; dabei sind die sonstigen öffentlichen Be-

lange, insbesondere des Fußgänger-, Radfahrer- und Behindertenverkehrs 

sowie des öffentlichen Personennahverkehrs einschließlich des Umwelt- 

und Naturschutzes, zu berücksichtigen. 

(2) Soweit ein Träger der Straßenbaulast hierzu unter Berücksichtigung seiner 

Leistungsfähigkeit außerstande ist, hat die Straßenbaubehörde vorbehalt-

lich anderweitiger Maßnahmen der Straßenverkehrsbehörde auf einen nicht 

verkehrssicheren Zustand durch Verkehrszeichen hinzuweisen. 

 

§ 10 des Straßengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (StrG LSA) lautet: 

(2) Die Straßen sind so herzustellen und zu unterhalten, dass sie den Erforder-

nissen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung genügen. […] 

 

§ 42 StrG LSA regelt die Träger der Straßenbaulast: 

(1) Das Land ist Träger der Straßenbaulast für die Landesstraßen. Die Land-

kreise und die kreisfreien Städte sind Träger der Straßenbaulast für die 

Kreisstraßen. Die Gemeinden sind Baulastträger der Gemeindestraßen. Der 

Träger der Straßenbaulast für sonstige öffentliche Straßen wird in der Wid-

mungsverfügung bestimmt. 

 

Die Gewährleistung der Straßenverkehrssicherungspflicht in 

§ 10 StrG LSA ohne den Vorbehalt der finanziellen Leistungs-

fähigkeit geregelt.  

Hiernach besteht die Pflicht, im Rahmen des Zumutbaren alles 

zu tun, um den Gefahren zu begegnen, die den Verkehrsteil-

nehmern aus einem nicht ordnungsgemäßen Zustand der Stra-

ßen drohen. 

 

Nach § 42 Abs. 1 StrG LSA ist das Land (vertreten durch den 

LSBB) für die Landesstraßen zuständig und verpflichtet, eine 

eigene Rufbereitschaft vorzuhalten, um ihrer Straßenverkehrs-

sicherungspflicht auch an Wochenenden im Rahmen des Zu-

mutbaren nachzukommen. 

(wohl andere Rechtsauffassung des LSBB/MLV) 

 

Insoweit ist die aktuell praktizierte, pauschale einseitige Fest-

legung durch die Straßenbauverwaltung, an Wochenenden au-

ßerhalb der Wintermonate in keinem Fall eine Rufbereitschaft 

einzurichten, unzulässig und widerspricht dem Sinn und 

Zweck der Straßenverkehrssicherungspflicht. 

 

Vgl. hierzu auch die 4-seitige Beurteilung dieser Frage des 

Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes mit Schreiben vom 

15.09.2017, Az: 70083 17, der zu dem Ergebnis kommt, dass 

der LSBB verpflichtet ist, selbst der Straßenverkehrssiche-

rungspflicht nachzukommen und sich daher nicht auf die kom-

munale Feuerwehr und Polizei verlassen darf. 

 

Schleswig-Hol-

stein 

§ 10 Straßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein regelt: 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der 

Straßen zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast 

haben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Straßen in einem dem regelmäßi-

gen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand anzulegen, zu unterhalten, zu 

erweitern oder sonst zu verbessern. Soweit sie hierzu unter Berücksichti-

gung ihrer Leistungsfähigkeit außerstande sind, haben sie auf den nicht 

verkehrssicheren Zustand vorbehaltlich anderweitiger Anordnungen der 

Straßenverkehrsbehörden durch Warnzeichen hinzuweisen. […] 

Das Land Schleswig-Holstein ist im Rahmen seiner Straßen-

baulastträgerschaft und allgemeinen Verkehrssicherungs-

pflicht neben Polizei und Feuerwehr (diese im Rahmen der 

Gefahrenabwehr) zuständig. 

In Schleswig-Holstein wird nicht zwischen vorhersehbaren 

und unvorhersehbaren Gefahren differenziert. 
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Thüringen In § 9 des Thüringer Straßengesetzes ist die Straßenbaulast geregelt: 

(1) Die Straßenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der 

Straßen zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast 

haben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Straßen in einem dem regelmäßi-

gen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu 

erweitern oder sonst zu verbessern. Dabei sind die sonstigen öffentlichen 

Belange einschließlich des Umweltschutzes zu berücksichtigen. Soweit 

sie unter Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit außerstande sind, die 

Aufgaben nach Satz 2 zu erfüllen, haben die Straßenbaubehörden auf ei-

nen nicht verkehrssicheren Zustand vorbehaltlich anderweitiger Maßnah-

men der Straßenverkehrsbehörden durch Verkehrszeichen hinzuweisen. 

[…] 

Für die Gewährleistung der Verkehrssicherheit auf Landes-

straßen und Bundesstraßen außerhalb geschlossener Ortsla-

gen ist der Freistaat Thüringen der Straßenbaulastträger, in 

Gestalt des Straßenbauamtes, vorrangig zuständig (vgl. § 9 

Abs. 1 ThürStrG; § 5 Abs. 1 Satz 1 i.V. § 3 Abs. 1 FStrG; 

Art. 90 Abs. 2 GG i.V. m. § 43 Abs. 1 Satz 1 ThürStrG).  

Den Straßenbaulastträger trifft hierbei eine Verkehrssiche-

rungspflicht für die in seiner Zuständigkeit liegenden öffent-

lich gewidmeten Straßen. Diese Straßenverkehrssicherungs-

pflicht beruht auf dem Gedanken, dass von der Straße durch 

die Zulassung des öffentlichen Verkehrs Gefahren für Dritte 

ausgehen. Der Verkehrssicherungspflichtige hat daher die 

Verkehrsteilnehmer dem Grunde nach vor den von der Straße 

und ihrem Zustand ausgehenden Gefahren zu schützen und 

dafür zu sorgen, dass sich die Straße in einem dem regelmä-

ßigen Verkehrsbedürfnis entsprechenden Zustand befindet 

(vgl. ThürOLG, U. v. 31.05.2010, 4 U 884/10; VG Meinin-

gen, Urteil vom 21. Januar 2014 – 2 K 104/12 Me). 

Aus der in § 9 Abs. 1 Satz 1 und 2 Thüringer Straßengesetz - 

ThürStrG - normierten Verpflichtung zum Bau und zur Un-

terhaltung der Straßen folgt die weitere Verpflichtung des 

Straßenbaulastträgers, die ihm zumutbaren Vorkehrungen 

und Maßnahmen zur Abwendung der aus dem Zustand der 

Straße Dritten drohenden und für die Verkehrsteilnehmer 

nicht vorhersehbaren und/oder hinzunehmenden Gefahren zu 

treffen. Diese allgemeine Verkehrssicherungspflicht beinhal-

tet, die Straße gefahrlos befahrbar zu halten und bei Störun-

gen für deren Beseitigung, z.B. Entfernen der auf den Stra-

ßenkörper gestürzten Bäume, zu sorgen.  

 

Fazit Die Mehrheit der Bundesländer hält eine Rufbereitschaft für Landesstraßen (beim jeweiligen Landesstraßenbaubetrieb) vor. 

Eine Differenzierung der Zuständigkeit aufgrund einer Unterscheidung zwischen vorhersehbaren und unvorhersehbaren Gefahren und pau-

schale einseitige und damit unzulässige Festlegung durch die Straßenbauverwaltung, an Wochenenden außerhalb der Wintermonate in kei-

nem Fall eine Rufbereitschaft einzurichten, erfolgt in den übrigen Bundesländern mehrheitlich nicht. 


